
Aktenzeichen: 4 AZR 318/95
Bundesarbeitsgericht 4. Senat Urteil vom 18. Dezember 1996

- 4 AZR 318/95 -
I. Arbeitsgericht 

Wetzlar
Urteil vom 06. August 1991 
- 1 Ca 390/89 -

II. Hessisches
Landesarbeitsgericht

Urteil vom 11. November 1994 
- 13 Sa 1351/91 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Nein
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:

Eingruppierung: Kfz-Prüfer bei der Staatlichen Technischen 
Überwachung

BAT 1975 §§ 22, 23; Anlage 1 a VergGr. V a Fallgr. 1, 
VergGr. IV b Fallgr. 21; StVZO §§ 19, 29; KfSachvG §§ 2, 
15 ff.

Leitsätze:

K e i n e

Hinweise des Senats:

Parallelsache zu Senatsurteil vom 18. Dezember 1996 - 4 AZR 
319/95 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen
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Im Namen des Volkes!

4 AZR 318/95
13 Sa 1351/91 Hessen

Verkündet am 
18. Dezember 1996

Urteil
Bartel,
Reg.-Hauptsekretärin
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

pp.
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hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 18. Dezember 1996 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. h.c. Schaub, die Richter Dr. Friedrich und Bott sowie 
den ehrenamtlichen Richter von Dassel und die ehrenamtliche 
Richterin Schwitzer für Recht erkannt:

1. Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des Hessischen Landesarbeitsgerichts 
vom 11. November 1994 - 13 Sa 1351/91 - aufge­
hoben .

2. Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des 
Arbeitsgerichts Wetzlar vom 6. August 1991
- 1 Ca 390/89 - wird zurückgewiesen.

3. Der Kläger hat die Kosten der Berufung und der 
Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten um die tarifgerechte Eingruppierung 
des Klägers, insbesondere darüber, ob der Kläger ab dem 1. Mai 
1987 Anspruch auf Vergütung nach VergGr. V a BAT und ab 1. Juli 
1987 auf Vergütung nach VergGr. IV b BAT hat.

Der am 21. Dezember 1948 geborene Kläger bestand nach einer 
entsprechenden Ausbildung am 20. März 1974 die Meisterprüfung im 
Kraftfahrzeugmechaniker-Handwerk. Bei der Bundeswehr nahm er vom 
21. November bis 18. Dezember 1975 am Lehrgang für amtlich aner­
kannte Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr mit Teilbefugnissen
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(Abschlußlehrgang) teil und bestand die Abschlußprüfung. Die An­
erkennung wurde eingeschränkt auf die Abnahme von Untersuchungen 
nach § 29 StVZO.

Am 1. Juni 1979 trat der Kläger als Angestellter in die 
Dienste der Staatlichen Technischen Überwachung Hessen (TÜI-I) des 
beklagten Landes. Nach § 2 des Arbeitsvertrages vom 1. Juni 1979 
bestimmt sich das Arbeitsverhältnis der Parteien nach dem Bundes- 
Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 23. Februar 1961 und den die­
sen ergänzenden oder ändernden Tarifverträgen. Der Kläger wurde 
in die VergGr. V b BAT eingruppiert und erhält Vergütung nach 
dieser Gruppe.

Der Kläger führt zu über 90 % seiner Arbeitszeit Hauptunter­
suchungen gemäß § 29 StVZO durch, davon 51 % im Rahmen der frei­
willigen Kraftfahrzeugüberwachung (FKÜ). Die Hauptuntersuchungen 
im Rahmen der freiwilligen Kraftfahrzeugüberwachung finden nicht 
in den Fahrzeugprüfanlagen der TÜH statt, sondern in verschiede­
nen privaten Werkstätten des Kraftfahrzeughandwerks. Diese Art 
der Überwachung ist im wesentlichen geregelt in der Anlage VIII 
zu § 29 StVZO, die zuletzt durch Verordnung vom 24. Mai 1989 
(BGBl I S. 1002 ff.) geändert wurde und durch das Kraftfahrsach- 
verständigengesetz (KfSachvG) vom 22. Dezember 1971 (BGBl I 
S. 2086 ff.). Die Abnahme der Hauptuntersuchung im Rahmen der FKÜ 
erfolgt durch die TÜH seit etwa 1978 aufgrund eines Erlasses des 
Hessischen Ministers für Wirtschaft und Technik. Die restliche 
Tätigkeit des Klägers besteht im wesentlichen in der Begutachtung 
von Kraftfahrzeugen und Anhängern gemäß § 19 StVZO. Dabei geht es
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darum, ob die technischen Voraussetzungen zur Erteilung oder Wie­
dererteilung der Betriebserlaubnis gegeben sind, insbesondere 
nach Umbauten und technischen Veränderungen.

Nach einer entsprechenden Ausbildung bestand der Kläger am 
19. Dezember 1986 die Prüfung für die Anerkennung als amtlich an­
erkannter Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr mit auf die Begut­
achtung von Fahrzeugen gemäß § 19 Abs. 2 StVZO beschränkten Be­
fugnissen. Zu dieser Prüfung ließ ihn der Hessische Minister für 
Wirtschaft und Technik unter Erteilung einer Ausnahme von dem Er­
fordernis eines Fachhochschulstudiums nach § 2 Abs. 2 Nr. 3 des 
Kraftfahrsachverständigengesetzes zu. Durch die Prüfung wurde 
nachgewiesen, daß der Kläger die fachliche Eignung und Fachkunde 
für die Tätigkeit als amtlich anerkannter Prüfer für den Kraft­
fahrzeugverkehr mit auf die Begutachtung von Fahrzeugen gemäß 
§ 19 Abs. 2 StVZO beschränkten Befugnissen besitzt. Für die Prüf­
tätigkeit im Rahmen der freiwilligen Kraftfahrzeugüberwachung 
verwendet die TÜH nur solche Kraftfahrzeugmeister, die diese Prü­
fung abgelegt haben.

Mit Urkunde vom 28. Dezember 1993 wurde der Kläger von der 
TÜH mit Zustimmung des Hessischen Ministers für Wirtschaft, Ver­
kehr und Technologie zum "1. Januar 1994 beauftragt, als Prüfin­
genieur in der Überwachungsorganisation nach Anlage VIII Nr. 7 
zur StVZO der Staatlichen Technischen Überwachung Hessen (TÜH) 
tätig zu werden."
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Mit Schreiben vom 19. Oktober 1987 verlangte der Kläger 
"Eingruppierung" in die VergGr. V a BAT. Unter dem 28. Juli 1988 
lehnte das beklagte Land eine Vergütung nach VergGr. V a bzw.
IV b BAT ab. Mit der am 28. November 1989 beim Arbeitsgericht 
eingegangenen Klage verfolgt der Kläger das Ziel, ab 1. Mai 1987 
Vergütung nach VergGr. V a und ab 1. Juli 1987 Vergütung nach 
VergGr. IV b zu erhalten.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, er sei ein "sonsti­
ger Angestellter" im Sinne der VergGr. IV b Fallgruppe 21 BAT. Er 
verfüge über gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen wie ein 
Fachhochschulingenieur und übe auch entsprechende Tätigkeiten mit 
Ingenieurszuschnitt aus. Dies ergebe sich sowohl aus den besonde­
ren Anforderungen, die eine Hauptuntersuchung im Rahmen der frei­
willigen Kraftfahrzeugüberwachung stellten wie auch aus der Ge­
setzes- und Verordnungslage, die grundsätzlich erfordere, daß 
Fachhochschulingenieure diese Art der Hauptuntersuchung durch­
führten .

Der Kläger hat beantragt.

1. festzustellen, daß das beklagte Land ver­
pflichtet ist, ihm ab dem 1. Mai 1987 Vergü­
tung nach der VergGr. V a BAT und ab 1. Juli 
1987 Vergütung nach der VergGr. IV b BAT zu 
zahlen;

2. festzustellen, daß das beklagte Land ver­
pflichtet ist, die monatlichen Differenzbeträ­
ge zwischen der VergGr. V b und V a bzw. IV b 
BAT mit 4 % ab Rechtshängigkeit zu verzinsen.
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Das beklagte Land hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Es hat die Auffassung vertreten, nur die Begutachtungen nach 
§ 19 StVZO könnten als Ingenieurstätigkeiten angesehen werden.
Die Hauptuntersuchungen im Rahmen der freiwilligen Kraftfahrzeug­
überwachung in den Werkstätten sei genausowenig wie die entspre­
chende Prüftätigkeit in den Prüfanlagen des TÜH Ingenieurstätig­
keit. Erforderlich seien bei der Hauptuntersuchung lediglich die 
Kenntnisse und Fähigkeiten eines Kraftfahrzeugmechanikermeisters. 
Die Prüftätigkeit nach § 29 StVZO in den Prüfanlagen des TÜH und 
den privaten Werkstätten unterscheide sich nicht sachlich, son­
dern nur örtlich. Die ausgeübten Prüftätigkeiten bedürften in 
beiden Fällen keines ingenieurmäßigen Wissens. Die zu prüfenden 
Fahrzeuge würden in beiden Fällen daraufhin untersucht, ob sie 
Mängel aufwiesen, die ihrer Straßenverkehrstauglichkeit entgegen­
stünden .

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat nach Einholung eines Sachverständigengutachtens 
über die Behauptung des Klägers, die von ihm auszuübende Tätig­
keit im Bereich der freiwilligen Kraftfahrzeugüberwachung habe 
einen ingenieurmäßigen Zuschnitt, unter Abänderung des arbeitsge­
richtlichen Urteils der Klage stattgegeben. Mit der vom Landesar­
beitsgericht zugelassenen Revision verfolgt das beklagte Land 
seinen Klageabweisungsantrag weiter. Der Kläger beantragt die Zu­
rückweisung der Revision.
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1

E n t s c h e i d u n q s a r ü n d e  :

Die Revision des beklagten Landes ist begründet. Sie führt 
zur Aufhebung des landesarbeitsgerichtlichen Urteils und zur Wie­
derherstellung der arbeitsgerichtlichen Entscheidung.

I. Die Klage ist zulässig. Bei dem Feststellungsantrag handelt 
es sich um eine der üblichen Eingruppierungsfeststellungsklagen 
im öffentlichen Dienst, gegen deren Zulässigkeit nach ständiger 
Rechtsprechung des Senats Bedenken nicht bestehen (vgl. nur Se­
natsurteil vom 19. März 1986 - 4 AZR 470/84 - AP Nr. 114 zu
§§ 22, 23 BAT 1975). Auch soweit sich der Feststellungsantrag auf 
Zinsen bezieht, ist er zulässig (BAGE 22, 247, 249 = AP Nr. 30 zu 
§§ 22, 23 BAT, ständige Rechtsprechung).

II. Die Klage ist nicht begründet. Der Kläger hat weder Ansprü­
che auf Vergütung nach VergGr. V a seit dem 1. Mai 1987 noch auf 
Vergütung nach VergGr. IV b BAT seit dem 1. Juli 1987. Der Kläger 
erfüllt nicht die tariflichen Voraussetzungen für die geforderte 
Vergütung. Er erfüllt weder die Tätigkeitsmerkmale der
VergGr. V a Fallgruppe 1 noch die der VergGr. IV b Fallgruppe 21. 
Dem Vorbringen des Klägers ist schon nicht zu entnehmen, daß er 
über Fähigkeiten und Erfahrungen verfügt, die denen eines techni­
schen Angestellten mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 der Vor­
bemerkung zu allen Vergütungsgruppen gleichwertig sind.

1. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden kraft arbeits­
vertraglicher Verweisung in § 2 des Arbeitsvertrages vom 1. Juni
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1979 der Bundes-Angestelltentarifvertrag (BAT) vom 23. Februar 
1961 und die Anlage 1 a hierzu in der für den Bereich Bund/Länder 
geltenden Fassung Anwendung.

2. Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt damit davon ab, ob 
mindestens die Hälfte der die Gesamtarbeitszeit des Klägers aus­
füllenden Arbeitsvorgänge den Tätigkeitsmerkmalen der von ihm in 
Anspruch genommenen VergGr. V a, IV b BAT/BL entspricht (§ 22 
Abs. 1, 2 Unterabs. 2 Satz 1 BAT).

a) Damit ist von dem von der Senatsrechtsprechung entwickelten 
Begriff des Arbeitsvorganges auszugehen. Diesen hat der Senat 
verstanden als eine unter Hinzurechnung der Zusammenhangstätig- 
keiten bei Berücksichtigung einer sinnvollen, vernünftigen Ver­
waltungsübung nach tatsächlichen Gesichtspunkten abgrenzbare und 
rechtlich selbständig zu bewertende Arbeitseinheit der zu einem 
bestimmten Arbeitsergebnis führenden Tätigkeit eines Angestellten 
(BAGE 51, 59; 51, 282; 51, 356 = AP Nr. 115, 116, 120 zu §§ 22,
23 BAT 1975; ständige Rechtsprechung des Senats). Dabei ist es 
zwar rechtlich möglich, daß die gesamte Tätigkeit des Angestell­
ten nur einen Arbeitsvorgang bildet, wenn der Aufgabenkreis nicht 
weiter aufteilbar und nur einer einheitlichen rechtlichen Bewer­
tung zugänglich ist (vgl. Senatsurteil vom 30. Januar 1985 
- 4 AZR 184/83 - AP Nr. 101 zu §§ 22, 23 BAT 1975; Senatsurteil 
vom 23. Februar 1983 - 4 AZR 222/80 - BAGE 42, 29 = AP Nr. 70 zu 
§§ 22, 23 BAT 1975). Tatsächlich trennbare Tätigkeiten mit unter­
schiedlicher Wertigkeit können jedoch nicht zu einem Arbeitsvor­
gang zusammengefaßt werden (vgl. Senatsurteil vom 20. Oktober
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1993 - 4 AZR 45/93 - AP Nr. 172 zu §§ 22, 23 BAT 1975; Senatsur­
teil vom 20. März 1991 - 4 AZR 471/90 - AP Nr. 156 zu §§ 22, 23 
BAT 1975).

b) Von diesen Grundsätzen geht das Landesarbeitsgericht aus. Es 
hat drei Arbeitsvorgänge gebildet, nämlich die Hauptuntersuchun­
gen gemäß § 29 StVZO im Rahmen der freiwilligen Fahrzeugüberwa­
chung, die Untersuchungstätigkeit gemäß § 29 StVZO in den Kraft­
fahrzeugprüfanlagen des TÜH und die Begutachtung nach § 19 StVZO. 
Es hat dazu ausgeführt, der Kläger nehme insoweit ganz unter­
schiedliche Untersuchungen vor und erarbeite damit voneinander 
abweichende tatsächlich trennbare Arbeitsergebnisse. Es könne 
auch nicht deswegen ein einziger Arbeitsvorgang angenommen wer­
den, weil sich etwa Prüfungen nach § 19 StVZO anläßlich einer 
Hauptuntersuchung nach § 29 StVZO als erforderlich erwiesen und 
im Zusammenhang mit dieser erfolgten. Die Tätigkeiten führten zu 
jeweils unterschiedlichen in den unterschiedlichen Vorschriften 
vorgesehenen Arbeitsergebnissen und stellten unterschiedliche An­
forderungen .

Das Ergebnis der vom Landesarbeitsgericht vorgenommenen Sub­
sumtion bei der Feststellung der Arbeitsvorgänge begegnet Beden­
ken, soweit es die Hauptuntersuchungen gemäß § 29 StVZO in den 
Kraftfahrzeugprüfanlagen des TÜH und im Rahmen der freiwilligen 
Kraftfahrzeugüberwachung in unterschiedliche Arbeitsvorgänge auf­
spalten will. Die genannten Tätigkeiten sind als ein Arbeitsvor­
gang anzusehen. Arbeitsergebnis der Hauptuntersuchung der Kraft­
fahrzeuge und Anhänger ist die Prüfung der Verkehrstauglichkeit
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und der Vorschriftsmäßgkeit dieser Fahrzeuge, die durch Erteilung 
einer Prüfplakette nachgewiesen wird, § 2 9 Abs. 2 Satz 2, 3 
StVZO. Durch die Erteilung einer Prüfplakette wird bescheinigt, 
daß die zu prüfenden Fahrzeuge zum Zeitpunkt der letzten Hauptun­
tersuchung bis auf etwaige geringe Mängel für vorschriftsmäßig 
befunden worden sind, § 29 Abs. 2 a StVZO. Es ist nicht ersicht­
lich und vom Landesarbeitsgericht auch nicht ausgeführt, inwie­
fern die Hauptuntersuchungen nach § 29 StVZO in den Prüfanlagen 
des TÜH und auf den PrüfStützpunkten in den Kfz-Werkstätten zu 
unterschiedlichen Arbeitsergebnissen führen und unterschiedliche 
Anforderungen stellen sollen. Nach den Richtlinien über die Be­
schaffenheit und Ausstattung von Untersuchungsstellen zur Durch­
führung von Hauptuntersuchungen nach § 29 und Anlage VIII Nr. 3, 
4.2 StVZO vom 6. Oktober 1988 (Verkehrsblatt -VkBl- 1988, 718 
ff., Nr. 184) sollen Hauptuntersuchungen an Kraftfahrzeugen und 
Anhängern unter den gleichen technischen Voraussetzungen und nach 
dem gleichen technischen Standard stattfinden. Nach Ziff. 2.1 
dieser Richtlinie ist die Ausstattung für Prüfstellen (1.1) in 
den Kraftfahrzeugprüfanlagen im Besitz der amtlich anerkannten 
Überwachungsorganisation und der PrüfStützpunkte (1.2) der in der 
Handwerksrolle eingetragenen Kraftfahrzeugwerkstätten oder ent­
sprechender Fachbetriebe, in denen die freiwillige Kraftfahrzeug­
überwachung stattfindet, identisch. Die unter Ziff. 2.1.1 
- 2.1.10 aufgeführten Prüfeinrichtungen und Geräte müssen an 
Prüfstellen und PrüfStützpunkten ständig zur Verfügung stehen und 
werden von den obersten Landesbehörden oder die von ihr bestimm­
ten Behörden dahingehend kontrolliert, ob sie dieser Richtlinie 
entsprechen (VkBl 1988, 718, 719). Die Anforderungen an diese
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!

Hauptuntersuchung unterscheiden sich nicht. In beiden Fällen sind 
nach Anlage VIII zu § 29 Abs. 1, 2 StVZO Ziff. 5.4 Untersuchungs­
berichte von den Sachverständigen anzufertigen, aus denen zu ent­
nehmen ist, welche Mängel am Fahrzeug festgestellt, ob Wiedervor­
führung angeordnet und mit welchem Ergebnis Nachprüfungen über 
die Mängelbeseitigung durchgeführt worden sind, die dem Halter 
des zu prüfenden Fahrzeuges auszuhändigen sind (§ 29 Abs. 7 
StVZO). Daß der Kläger in den Kraftfahrzeugwerkstätten "allein 
auf sich gestellt ist", wie das Landesarbeitsgericht in anderem 
Zusammenhang ausführt, und sich dort "auf die unterschiedlichen 
technischen Gegebenheiten einstellen muß", fällt demgegenüber 
nicht ins Gewicht, da sich am Arbeitsergebnis nichts ändert.

Arbeitsergebnis einer Prüfung nach § 19 Abs. 2 StVZO ist da­
gegen die Frage, ob die bereits erteilte Betriebserlaubnis für 
ein Kraftfahrzeug erloschen ist, wenn Änderungen vorgenommen wer­
den, durch die die in der Betriebserlaubnis genehmigte Fahrzeug­
art geändert wird, eine Gefährdung von Verkehrsteilnehmern zu er­
warten ist oder das Abgas- oder Geräuschverhalten verschlechtert 
wird. Die Prüfung nach § 19 StVZO zielt zwar ebenfalls auf die 
Vorschriftsmäßigkeit des Fahrzeugs ab, da die Betriebserlaubnis 
der Betriebssicherheit dient (vgl. Hentschel, Straßenverkehrs­
recht, 33. Aufl., § 19 StVZO Rz 2). So kann sich die Prüfung, ob 
die Betriebserlaubnis nach § 19 Abs. 2 StVZO erloschen ist, zwar 
tatsächlich mit der Prüfung nach § 29 StVZO überschneiden, wenn 
bei der Durchführung einer Hauptuntersuchung eine sogenannte Er­
weiterungsprüfung vorgenommen wird. Damit wird die Prüfung nach 
§ 19 StVZO aber nicht zu einer Zusammenhangstätigkeit zu einer
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Hauptuntersuchung nach § 29 StVZO. Denn beide Prüfungsarten sind 
tatsächlich trennbar. Dies wird von dem beklagten Land auch so 
gehandhabt. Es existieren unterschiedliche Richtlinien für die 
Durchführung solcher Prüfungen. Die Prüfung nach § 19 StVZO be­
trifft insbesondere die Frage, wie sich Änderungen an Fahrzeugen 
auf die Betriebserlaubnis auswirken (vgl. dazu den BMV-Beispiele- 
katalog der Änderungen an Fahrzeugen und ihre Auswirkungen auf 
die Betriebserlaubnis, VkBl 1994, 159 abgedruckt in Hentschel, 
aaO, § 19 Rz 12). Die Prüfarbeiten weisen auch eine unterschied­
liche Wertigkeit auf. Beide Parteien gehen insoweit übereinstim­
mend davon aus, daß die Prüftätigkeit nach § 19 StVZO Ingenieurs­
tätigkeit darstellt.

Letztlich kann dahinstehen, ob die gesamte Tätigkeit des 
Klägers drei Arbeitsvorgänge bildet, wie das Landesarbeitsgericht 
angenommen hat, oder lediglich zwei Arbeitsvorgänge - die Prüfung 
[Ach § 19 StVZO einerseits und die Prüfung nach § 29 StVZO ande­
rerseits . Denn für die dem Kläger übertragenen Aufgaben läßt sich 
seinem Vortrag nicht entnehmen, daß die Tätigkeitsmerkmale der 
VergGr. IV b Fallgruppe 21 BAT erfüllt sind. Damit kommt es auf 
den Zuschnitt der Arbeitsvorgänge des Klägers nicht an. Bei jedem 
denkbaren Zuschnitt erfüllt der Kläger die Merkmale der VergGr.
V a Fallgruppe 1 und der VergGr. IV b Fallgruppe 21 BAT nicht.

3. Für die Eingruppierung des Klägers sind die folgenden Vergü­
tungsgruppen des Teils I Allgemeiner Teil der Anlage 1 a zum BAT/ 
BL von Bedeutung:
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1. Technische Angestellte mit technischer Ausbil­
dung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu allen 
Vergütungsgruppen und entsprechender Tätigkeit 
während der ersten sechs Monate der Berufsaus­
übung nach Ablegung der Prüfung sowie sonstige 
Angestellte, die aufgrund gleichwertiger Fä­
higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben.

Vergütungsgruppe IV b

21. Technische Angestellte mit technischer Aus­
bildung nach Nr. 2 der Vorbemerkungen zu 
allen Vergütungsgruppen und entsprechender 
Tätigkeit nach sechsmonatiger Berufsaus­
übung nach Ablegung der Prüfung sowie son­
stige Angestellte, die aufgrund gleichwer­
tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen 
entsprechende Tätigkeiten ausüben, nach 
sechsmonatiger Ausübung dieser Tätigkeiten.
(Entsprechende Tätigkeiten sind z.B.:
1. Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen 

nicht nur einfacher Art einschl.
Massen-, Kosten- und statischen Berech­
nungen und Verdingungsunterlagen, Bear­
beitung der damit zusammenhängenden lau­
fenden technischen Angelegenheiten
- auch im technischen Rechnungswesen -, 
örtliche Leitung oder Mitwirkung bei der 
Leitung von Bauten und Bauabschnitten 
sowie deren Abrechnung;

2. Ausführung besonders schwieriger Analy­
sen, Schiedsanalysen oder selbständiger 
Erledigung neuartiger Versuche nach kur­
zer Weisung in Versuchslaboratorien, 
Versuchsanstalten und Versuchswerkstät­
ten) .

- 14 -
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2. Unter "technischer Ausbildung" im Sinne des 
bei den nachstehenden Vergütungsgruppen aufge­
führten Tätigkeitsmerkmals "technische Ange­
stellte mit technischer Ausbildung nach Nr. 2 
der Vorbemerkungen zu allen Vergütungsgruppen" 
ist der erfolgreiche Besuch einer Schule zu 
verstehen, deren Abschlußzeugnisse zum Ein­
tritt in die Laufbahn des gehobenen techni­
schen Dienstes des jeweiligen Arbeitgebers be­
rechtigen, sowie der erfolgreiche Besuch einer 
Schule, die in der jeweils geltenden Reichsli­
ste der Fachschulen aufgeführt war, deren Ab­
schlußzeugnisse zum Eintritt in die Laufbahn 
des gehobenen technischen Dienstes berechti­
gen .

4. Das Landesarbeitsgericht führt zunächst zutreffend aus, daß 
der Kläger unstreitig keine technische Ausbildung im Sinne von 
Nr. 2 der Vorbemerkung zu allen Vergütungsgruppen besitzt und 
deshalb nur als "sonstiger Angestellter" in VergGr. V a Fallgrup­
pe 1, IV b Fallgruppe 21 eingruppiert sein kann.

a) Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts ermöglicht 
der Vortrag des Klägers nicht die Wertung, daß er als sonstiger 
Angestellter über gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen ver­
fügt, die denen eines graduierten Fachhochschulingenieurs ent­
sprechen. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Kläger 
verfüge über gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen wie ein 
Fachhochschulingenieur der Fachrichtung Maschinenbau oder Elek­
trotechnik aufgrund seiner Ausbildung als Kraftfahrzeugmeister 
und seiner langjährigen Prüftätigkeit. Dies ergebe sich auch dar­
aus, daß der Kläger eine Zusatzprüfung für die Erweiterung seiner 
Anerkennung auf die eines Prüfers mit auf die Begutachtung von 
Fahrzeugen gemäß § 19 Abs. 2 StVZO beschränkten Befugnisse abge-
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legt habe. Dafür sei ihm eine Ausnahme von dem Erfordernis des1
§ 2 Abs. 2 Nr. 3 KfSachvG erteilt worden, wonach ein Bewerber um

, die Anerkennung als Prüfer ein Studium des Maschinenbaufachs oder
der Elektrotechnik an einer öffentlichen oder staatlich anerkann­
ten deutschen Fachhochschule oder Ingenieurschule erfolgreich ab­
geschlossen haben müsse. Diese erteile das beklagte Land nur 
dann, wenn wenigstens entsprechende Fähigkeiten und Erfahrungen 
im Sinne einer ähnlich gründlichen Beherrschung eines entspre­
chend umfangreichen Wissensgebietes wie bei einem Fachhochschul­
ingenieur vorlägen.

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten einer 
revisionsrechtlichen Überprüfung nicht stand.

b) Bei dem Tätigkeitsmerkmal der "gleichwertigen Fähigkeiten 
und Erfahrungen" handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbe­
griff (ständige Rechtsprechung des Senats, z.B. Urteil vom 
26. November 1980 - 4 AZR 809/78 - AP Nr. 37 zu §§ 22, 23 BAT 
1975). Bei der Anwendung eines solchen unbestimmten Rechtsbe­
griffs ist den Tatsachengerichten ein weiter Beurteilungsspiel­
raum eröffnet. Insoweit ist daher die revisionsrechtliche Über­
prüfung darauf beschränkt, ob das Landesarbeitsgericht vom zu­
treffenden Rechtsbegriff ausgegangen ist, ob es diesen bei der 
Subsumtion beibehalten hat, ob ihm bei seiner Anwendung Verstöße 
gegen Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze unterlaufen 
sind und ob es alle entscheidungserheblichen Umstände berücksich­
tigt hat (ständige Rechtsprechung, z.B. BAGE 51, 59, 85 ff. = AP 
Nr. 115 zu §§ 22, 23 BAT 1975, m.w.N.).

-  16 -
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c) Das Landesarbeitsgericht ist zwar von dem zutreffenden 
Rechtsbegriff der "gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen" im 
Sinne der Senatsrechtsprechung ausgegangen, hat diesen aber bei 
der Subsumtion des Sachverhalts nicht beibehalten und überdies 
die Darlegungslast verkannt. Danach hat der Kläger einer Eingrup­
pierungsfeststellungsklage alle Tatsachen vorzutragen und im Be­
streitensfalle zu beweisen, aus denen sich die Erfüllung sämtli­
cher Tätigkeitsmerkmale ergibt (z.B. BAG Urteil vom 13. Dezember 
1978 - 4 AZR 322/77 - AP Nr. 12 zu §§ 22, 23 BAT 1975, m.w.N.).

Danach muß der Kläger zunächst subjektiv über Fähigkeiten und 
Erfahrungen verfügen, die denen eines graduierten Fachhochschul­
ingenieurs (Elektrotechnik oder Maschinenbau der Fachrichtung 
allgemeiner Maschinenbau oder Fertigungstechnik) entsprechen, um 
die Merkmale der "gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen" er­
füllen zu können. Dabei wird zwar nicht ein Wissen und Können 
verlangt, wie es durch eine Fachhochschulausbildung vermittelt 
wird, wohl aber eine ähnlich gründliche Beherrschung eines ent­
sprechend umfangreichen Wissensgebietes, wobei allerdings Fähig­
keiten und Erfahrungen auf einem eng begrenzten ingenieurmäßigen 
Teilgebiet nicht ausreichend sind (vgl. Senatsurteile vom 
28. September 1994 - 4 AZR 830/93 - AP Nr. 192 zu §§ 22, 23 BAT 
1975; vom 24. Oktober 1984 - 4 AZR 386/82 - AP Nr. 96 zu §§ 22,
23 BAT 1975; vom 29. September 1982 - 4 AZR 1161/79 - AP Nr. 66 
zu §§ 22, 23 BAT 1975 und vom 29. Oktober 1980 - 4 AZR 750/78 - 
AP Nr. 41 zu §§ 22, 23 BAT 1975, m.w.N.). Außerdem muß der Ange­
stellte noch objektiv "entsprechende Tätigkeiten" auszuüben ha­
ben. Nur wenn diese beiden Erfordernisse kumulativ erfüllt sind,
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wird den Anforderungen an dieses Tätigkeitsmerkmal genügt (Se­
natsurteile vom 29. Oktober 1980 - 4 AZR 750/78 - und vom 13. De­
zember 1978 - 4 AZR 322/77 - AP Nr. 41, 12 zu den §§ 22, 23 BAT 
1975) .

Bei den subjektiven Voraussetzungen der "gleichwertigen Fä­
higkeiten und Erfahrungen" hat der Senat zwar anerkannt und her­
vorgehoben, daß es rechtlich möglich ist, aus der ausgeübten Tä­
tigkeit eines Angestellten Rückschlüsse auf seine Fähigkeiten und 
Erfahrungen zu ziehen (z.B. Senatsurteile vom 13. Dezember 1978 
- 4 AZR 322/77 - aaO und vom 29. September 1982 - 4 AZR 1161/79 - 
AP Nr. 66 zu §§ 22, 23 BAT 1975). Daraus können jedoch weder der 
Rechtssatz noch der allgemeine Erfahrungssatz abgeleitet werden, 
daß immer dann, wenn ein "sonstiger Angestellter" eine "entspre­
chende Tätigkeit" ausübt, dieser auch über "gleichwertige Fähig­
keiten und Erfahrungen" im tariflichen Sinne verfügt. Vielmehr 
zeigt die Lebenserfahrung, daß "sonstige Angestellte", selbst 
wenn sie im Einzelfall eine "entsprechende Tätigkeit" ausüben, 
gleichwohl - anders als Angestellte mit der in der ersten Alter­
native vorausgesetzten Ausbildung - häufig an anderen Stellen 
deswegen nicht eingesetzt werden können, weil ihnen für andere 
Tätigkeiten Kenntnisse und Erfahrungen fehlen (Senatsurteil vom 
26. November 1980 - 4 AZR 809/78 - AP Nr. 37 zu §§ 22, 23 BAT 
1975; Senatsurteil vom 12. Juni 1996 - 4 AZR 26/95 -, zur Veröf­
fentlichung in der Fachpresse vorgesehen). Es muß geprüft werden, 
ob der eine entsprechende Tätigkeit ausübende Angestellte das 
Wissensgebiet eines Angestellten mit der in der ersten Alternati­
ve vorausgesetzten Ausbildung mit ähnlicher Gründlichkeit be-

- 18 -
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Es ist weder ersichtlich noch vom Kläger vorgetragen, daß er 
über gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen verfügt wie ein 
Fachhochschulingenieur der Fachrichtungen Maschinenbau, Fahrzeug­
technik oder Elektrotechnik. Seine Ausbildung als Kraftfahrzeug­
meister, seine langjährige Prüftätigkeit und die zusätzliche 
Prüfung für die Erweiterung seiner Anerkennung um die des Prüfers 
mit auf die Begutachtung von Fahrzeugen gemäß § 19 Abs. 2 StVZO 
beschränkten Befugnissen belegen nur gleichwertige Kenntnisse und 
Erfahrungen auf einem eng begrenzten Teilgebiet der Ausbildungs­
inhalte des Berufsbildes eines Fachhochschulingenieurs der Fach­
richtung Maschinenbau, Elektrotechnik bzw. Fahrzeugtechnik. Nach 
§ 4 Abs. 3 Satz 1 2. Halbsatz i.V.m. Abs. 2 KfSachvG hat der Be­
werber um die amtliche Anerkennung als Prüfer anders als etwa bei 
der Bewerbung als amtlich anerkannter Sachverständiger lediglich 
nachzuweisen, daß er "hinreichende Kenntnisse der Kraftfahrzeug­
technik und der maßgebenden gesetzlichen Vorschriften" hat. Dem­
entsprechend muß er auch nach § 7 Abs. 2 Satz 1 2. Halbsatz der 
Verordnung zur Durchführung des Kraftfahrsachverständigengesetzes 
(KfSachvV) vom 24. Mai 1972 im schriftlichen Teil der Prüfung nur 
"hinreichende Kenntnisse der Kraftfahrzeugtechnik und der maßge­
benden gesetzlichen Vorschriften" nachweisen. Die Tätigkeit der 
amtlich anerkannten Prüfer beschränkt sich nach § 6 KfSachvG auf 
die Technische Prüfstelle für den Kraftfahrzeugverkehr, der sie 
angehören.

Die weitere Ausbildung des Klägers befähigt diesen lediglich 
zusätzlich zur Wahrnehmung der Aufgaben eines amtlich anerkannten
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Prüfers für den Kraftfahrzeugverkehr, beschränkt auf die Begut­
achtung von Fahrzeugen gemäß § 19 Abs. 2 StVZO und erweitert so 
die Befugnisse über die Durchführung einer Hauptuntersuchung nach 
§ 29 StVZO hinaus.

Es ist weder ersichtlich noch vorgetragen, daß der Kläger 
über seine beim beklagten Land ausgeübte Tätigkeit hinaus so qua­
lifiziert sein soll, daß er das Wissensgebiet eines Angestellten 
mit der in der ersten Alternative vorausgesetzten Ausbildung mit 
ähnlicher Gründlichkeit beherrscht. Der Kläger hat nicht einmal 
dargelegt, in welchen Fachgebieten und in welchem zeitlichen Um­
fang er für die Prüfung zum amtlich anerkannten Prüfer ausgebil­
det wurde. So ist nach Ziff. 7.3.5 der Anlage VIII zu § 29 StVZO 
i.V.m. der Anlage der Anerkennungsrichtlinie für Überwachungsor­
ganisationen vom 6. Juni 1989 (VkBl 1989, 394, Nr. 95) eine 
sechsmonatige Ausbildung (sog. Vollausbildung mit 120 Tagen), 
aber auch eine dreimonatige verkürzte Ausbildung (sog. Kurzaus­
bildung mit mindestens 60 Tagen) bei Nachweis einer dreijährigen 
Tätigkeit als Kraftfahrzeugsachverständiger möglich. Von den in 
dieser Richtlinie aufgeführten Ausbildungsinhalten entfallen 75 
Tage (bzw. mds. 35 Tage) auf die Durchführung der Hauptuntersu­
chung, 20 (mds. 15) Tage auf rechtliche Grundlagen, 15 (mds. 5) 
Tage auf Fahrzeugtechnik (Bau und Betrieb) und 10 (mds. 5) Tage 
auf Verschleiß-, Schadensbilder, Instandsetzungsmöglichkeiten und 
Reparaturwege. Der Umfang des zu vermittelnden Wissens ist bei 
der Ausbildung eines Fachhochschulingenieurs der Fachrichtung Ma­
schinenbau - allgemeiner Maschinenbau, Fahrzeugtechnik bzw. Elek­
trotechnik wesentlich breiter. Schon die Ausbildungszeit für die
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Regelstudienzeit - Mindestzeit zur Absolvierung des Gesamtstudi­
ums ohne Wiederholung und Aufenthalte - schwankt je nach Studien­
gang, Fachhochschule und Bundesland zwischen sechs und neun Seme­
stern (vgl. Blätter zur Berufskunde, Dipl.-Ingenieur/Dipl.-Inge­
nieurin (Fachhochschule) Maschinenbau - allgemeiner Maschinen­
bau -, 2-1 P 40, 1. Aufl. 1995, S. 25; Blätter zur Berufskunde, 
Dipl.-Ingenieur/Dipl.-Ingenieurin (Fachhochschule) Elektrotech­
nik, 2-1 U 30, 6. Aufl. 1992, S. 29 und Blätter zur Berufskunde, 
Dipl.-Ingenieur/Dipl.-Ingenieurin (Fachhochschule) - Fahrzeug­
technik, 2-1 P 27, 2. Aufl. 1995, S. 20 f.). Mit dem zeitlichen 
Umfang der Ausbildung und der Ausbildungsinhalte (vgl. die Studi­
enpläne) in diesen Fachhochschulstudiengängen korrespondieren 
auch die vielfältigen Einsatzmöglichkeiten der Dipl.-Ingenieure 
(FH) nach abgeschlossenem Studium. So kann beispielsweise ein 
Dipl.-Ingenieur in der Fachrichtung Fahrzeugtechnik nicht nur in 
der Prüfung in Überwachungsorganisationen und der Industrie ein­
gesetzt werden (vgl. Blätter zur Berufskunde, aaO, 2-1 P 27), 
sondern er ist für die Arbeiten in vielseitigen Aufgabenfeldern 
qualifiziert. Umfang und Verschiedenheit der Ausführungsform der 
Tätigkeit eines Dipl.-Ingenieurs der Fachrichtung Fahrzeugtechnik 
ist in dem unter 1.3 aufgeführten Katalog der Ausübungs- und Auf­
stiegsformen der Blätter zur Berufskunde abzulesen. So kann bei­
spielsweise der Dipl.-Ingenieur in der Fachrichtung Fahrzeugtech­
nik bei Transport- und Logistikunternehmen, in technischen Über­
wachungsorganisationen sowie im öffentlichen Dienst tätig sein. 
Selbständige Tätigkeiten, z.B. als Sachverständiger, sind eben­
falls möglich. Allein in der Industrie kann der Dipl.-Ingenieur 
der Fachrichtung Fahrzeugtechnik, die ein traditionelles Teilge-
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biet des allgemeinen Maschinenbaus darstellt, in der Produktpla­
nung und Projektierung, Konstruktion und Berechnung, Entwicklung, 
Versuch und Erprobung, Fertigungsplanung, Fertigung und Montage 
im Informationsdienst und in der Prüfung von Fahrzeugen einge­
setzt werden. Ebenso ergeben sich Tätigkeiten bei Transport- und 
Logistikunternehmen sowie Verkehrsbetrieben im Rahmen der Ar­
beitsvorbereitung und Fertigungsteuerung in Werkstätten, Fahr­
zeug- und Gerätewerken, Aufgaben des Wagenuntersuchungsdienstes 
oder im Tätigkeitsbereich des hauptamtlichen Sachverständigen 
(vgl. Blätter zur Berufskunde, aaO, 2-1 P 27, S. 6 - 11). Der 
Fahrzeugingenieur kann auch selbständig als öffentlich bestellter 
und vereidigter Sachverständiger tätig sein oder als freier Sach­
verständiger eine selbständige Tätigkeit ausüben.

Entsprechend breite Tätigkeitsfelder finden Maschinenbauin­
genieure in den unterschiedlichsten Wirtschaftsbereichen, in 
denen Maschinen, technische Geräte und Anlagen oder komplexe 
technische Gesamtsysteme eingesetzt werden. Die dabei von ihnen 
wahrzunehmenden Aufgaben können von der Planung über die Entwick­
lung, Berechnung und Konstruktion, von der Organisation über Pro­
duktion, Montage und Versuchsfeld bis zur Inbetriebnahme, vom Ar­
beitsschutz über Instandhaltung, Förder- und Lagertechnik bis zur 
Betriebsleitung, von der Projektierung und Verkaufsberatung bis 
zum Kundendienst im After-Sales-Service reichen, (vgl. Blätter 
zur Berufskunde, aaO, 2-1 P 40, S. 12, 13).

Dies gilt auch für Dipl.-Ingenieure der Fachrichtung Elek­
trotechnik, die auf den Tätigkeitsfeldern der Forschung, Entwick-
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lung einschließlich Konstruktion und Softwareentwicklung, Ferti- 
gung, Außenmontage, Inbetriebnahme und Service (Instandhaltung), 
Vertrieb- und Projektierung, allgemeine Verwaltung, Management, 
als Sachverständiger in den unterschiedlichsten Branchen tätig 
werden können (vgl. Blätter zur Berufskunde, aaO, 2-1 U 30, S. 10 
ff.).

Für eine so breit gefächerte Verwendung ist der Kläger als 
Kraftfahrzeugmechanikermeister und Prüfer für Kfz-Prüfungen nach 
§ 29 StVZO sowie amtlich anerkannter Prüfer für den Kraftfahr­
zeugverkehr mit eingeschränkten Befugnissen gemäß § 19 Abs. 2 
StVZO nicht ausgebildet. Die von ihm überwiegend ausgeübte Tätig­
keit der Durchführung von Hauptuntersuchungen nach § 29 StVZO be­
legt nur gleichwertige Kenntnisse und Erfahrungen auf einem eng 
begrenzten Teilgebiet wie ein geprüfter Fachhochschulingenieur. 
Insbesondere belegt auch das Bestehen der Prüfung als amtlich an­
erkannter Prüfer (mit beschränkten Befugnissen nach § 19 Abs. 2 
StVZO) unter vorheriger Bewilligung der Ausnahme von dem Erfor­
dernis eines erfolgreichen Studiums des Maschinenbaufachs oder 
der Elektrotechnik an einer öffentlichen oder staatlich anerkann­
ten Fachhochschule oder Ingenieurschule nicht, daß der Kläger Fä­
higkeiten oder Erfahrungen auf andersartigen Aufgabenfeldern be­
sitzt, auf denen die geprüften FachhochschulIngenieure einsetzbar 
sind. Denn gleichwertige Fähigkeiten werden nicht schon dadurch 
nachgewiesen, daß der sonstige Angestellte auf einem Spezialge­
biet eines entsprechend ausgebildeten Angestellten mit abge­
schlossener Fachhochschulausbildung Leistungen erbringt, die auf 
diesem eng begrenztem Teilgebiet denen eines entsprechend ausge-

23

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


23

bildeten Angestellten mit Fachhochschulausbildung gleichwertig 
sind. Die Zusatzausbildung als amtlich anerkannter Prüfer vermit­
telt damit nicht die der einschlägigen Fachausbildung entspre­
chenden Fähigkeiten und Kenntnisse, sondern Spezialkenntnisse auf 
einem eng begrenzten Teilgebiet (vgl. z.B. Senatsurteil vom 
29. September 1982 - 4 AZR 1161/79 - AP Nr. 66 zu §§ 22, 23 BAT 
1975) .

Der Kläger kann sich zur ähnlich gründlichen Beherrschung 
eines entsprechenden Wissensgebietes auch nicht mit Erfolg auf 
die Ausnahmeregelung des § 17 KfSachvG berufen. Danach können die 
nach § 15 KfSachvG zuständigen Behörden und die nach § 16 Abs. 1 
KfSachvG zuständigen Dienststellen Ausnahmen von der Vorausset­
zung der praktischen Tätigkeit als Ingenieur und des Fachhoch­
schul- oder Ingenieurschulabschlusses sowie von der Ableistung 
einer sechsmonatigen Ausbildung genehmigen. Die Ausnahmegenehmi­
gung ersetzt nicht das Wissen und Können eines geprüften Fach­
hochschulingenieurs, sondern befreit lediglich von einer Voraus­
setzung für die Teilnahme um die Bewerbung als amtlich anerkann­
ter Prüfer oder Sachverständiger auf dem engen Teilge- biet, auf 
dem auch ein geprüfter Fachhochschulingenieur tätig werden kann.

Es ist auch ansonsten weder ersichtlich noch vom Kläger vor­
getragen, daß er sich durch die bei dem beklagten Land erworbenen 
Erfahrungen aufgrund seiner Tätigkeit ein entsprechend umfangrei­
ches Wissensgebiet wie das eines Fachhochschulingenieurs angeeig­
net hat bzw. aneignen konnte. Der Kläger ist überwiegend im Rah­
men der freiwilligen Kraftfahrzeugüberwachung mit Hauptuntersu-
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chungen nach § 29 StVZO befaßt. Ein solch begrenztes Teilgebiet 
steht nicht für die Aneignung einem geprüften Fachhochschulinge­
nieur gleichwertiger Kenntnisse und Erfahrungen. Der Kläger hat 
jedenfalls nicht dargelegt, welche konkreten Kenntnisse er durch 
Erfahrung in dem von ihm auszuübenden Tätigkeitsbereich erworben 
hat.

Aus der Beauftragung des Klägers als "Prüfingenieur" zum 
1. Januar 1994 läßt sich nichts Gegenteiliges ableiten. "Prüfin­
genieure" sind die mit der "Durchführung der Untersuchung betrau­
ten Personen" (vgl. Ziff. 1.3.2 der Anerkennungsrichtlinie für 
Überwachungsorganisationen vom 6. Juni 1989, VkBl 1989, 394 
Nr. 95). Dies versetzt den Kläger in die Lage, in der Überwa­
chungsorganisation der TÜH tätig werden zu können. Die Beauftra­
gung als Prüfingenieur sagt aber nichts darüber aus, daß der Klä­
ger über gleichwertige Fähigkeiten und Erfahrungen verfügt, die 
denen eines geprüften Fachhochschulingenieurs gleichwertig sind.

Da der Kläger nicht dargelegt hat, daß er über gleichwertige 
Fähigkeiten und Erfahrungen verfügt, die denen eines geprüften 
Fachhochschulingenieurs der entsprechenden Fachrichtung gleich­
wertig sind, kann dahinstehen, ob er auch entsprechende Tätigkei­
ten wie diese ausübt. Aber auch das ist nicht der Fall.

5. Das Landesarbeitsgericht hat das Vorliegen "entsprechender 
Tätigkeiten", also ob der Kläger die Tätigkeiten eines geprüften 
Fachhochschulingeneurs der entsprechenden Fachsparten ausübt, für 
die zeitlich überwiegende Untersuchungstätigkeit des Klägers im
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Rahmen der freiwilligen Kraftfahrzeugüberwachung nach § 29 StVZO 
bejaht und zur Begründung im wesentlichen auf Anlage VIII zu § 29 
StVZO abgestellt. Die Verordnung gehe davon aus, daß die Hauptun­
tersuchung im Rahmen der freiwilligen Kraftfahrzeugüberwachung 
als eine Ingenieurstätigkeit angesehen werde. Nach Ziff. 7.3, 
7.3.4 der Anlage VIII sei Voraussetzung für die Kraftfahrzeug­
sachverständigen, die mit der Durchführung der Untersuchung be­
traut werden dürfen, als Vorbildung ein Studium des Maschinenbau­
faches, des Kraftfahrzeugbaufaches oder der Elektrotechnik an 
einer im Geltungsbereich dieser Verordnung gelegenen oder an 
einer als gleichwertig anerkannten Hochschule oder öffentlich 
oder staatlich anerkannten Fachhochschule. Eine Tätigkeit, für 
die normativ eine bestimmte Qualifikation vorausgesetzt werde, 
sei als eine dieser Qualifikation entsprechende Tätigkeit anzuse­
hen .

Im Unterschied zu den technischen Prüfstellen sei der Prüfer 
bei der Hauptuntersuchung in den dafür anerkannten Kraftfahrzeug­
werkstätten allein auf sich gestellt. Er müsse sich auf die un­
terschiedlichen technischen Gegebenheiten in den Kraftfahrzeug­
werkstätten einstellen und müsse damit über eine gründliche Be­
herrschung eines umfangreichen Wissensgebietes, nämlich ähnlich 
dem eines Fachhochschulingenieurs verfügen. Dies sowie das Erfor­
dernis, gegebenenfalls sofort Erweiterungsprüfungen nach § 19 
StVZO vorzunehmen, bestätige auch, daß der Kläger über denen 
eines Fachhochschulingenieurs in einem Bereich der Kraftfahrzeug­
kunde gleichwertige Fähigkeiten verfüge. Auch das Gutachten des 
Dipl.-Ing. K vom 24. August 1994 komme zu dem Ergebnis, daß
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II

die Tätigkeit des Klägers bei Prüfungen gemäß § 29 StVZO im Rah­
men der freiwilligen Kraftfahrzeugüberwachung ingenieurmäßigen 
Zuschnitt habe.

Diese Ausführungen halten einer revisionsrechtlichen Über­
prüfung nicht stand.

a) Der Kläger übt keine "entsprechende Tätigkeit" eines geprüf­
ten Fachhochschulingenieurs aus (für die Verwirklichung eines Tä­
tigkeitsbeispiels nach Nr. 1, 2 der Fallgruppe 21 sind keine An­
haltspunkte ersichtlich). Unter einer "entsprechenden Tätigkeit" 
ist eine Tätigkeit zu verstehen, die Ingenieurszuschnitt hat, 
d.h. die Tätigkeit muß objektiv die Befähigung fordern, wie ein 
einschlägig ausgebildeter Fachhochschulingenieur Zusammenhänge zu 
überschauen und Ergebnisse zu entwickeln (Senatsurteil vom 
28. Februar 1979 - 4 AZR 427/77 - AP Nr. 16 zu §§ 22, 23 BAT 
1975, m.w.N.; Senatsurteil vom 28. September 1994 - 4 AZR 
830/93 - AP Nr. 192 zu §§ 22, 23 BAT 1975).

Eine entsprechende Tätigkeit liegt nach der Senatsrechtspre­
chung dann vor, wenn die Tätigkeit des Angestellten sich auf die 
konkrete Fachrichtung der jeweiligen Ausbildung bezieht und die 
Tätigkeit die durch die Ausbildung erworbenen Fähigkeiten gerade 
erfordert. Nicht ausreichend ist es, wenn die entsprechenden 
Kenntnisse des Angestellten für seinen Aufgabenbereich nützlich 
oder wünschenswert sind. Vielmehr müssen sie für die Erledigung 
der ihm übertragenen Aufgaben erforderlich, d.h. notwendig sein 

(Senatsurteile vom 23. Februar 1994 - 4 AZR 217/93 - AP Nr. 176
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zu §§ 22, 23 BAT 1975; vom 23. Mai 1979 - 4 AZR 576/77 - AP 
Nr. 24 zu §§ 22, 23 BAT 1975, m.w.N.). Eine entsprechende Tätig­
keit kann ausnahmsweise auch dann vorliegen, wenn die betreffende 
Aufgabe des Angestellten ohne unmittelbaren Bezug zu einer kon­
kreten akademischen Fachdisziplin gleichwohl ein Urteilsvermögen, 
einen Bildungsstand und ein Allgemeinwissen eines gleich in wel­
chem oder welchen Fachgebieten ausgebildeten Akademikers, also 

! eine nicht fachspezifische, sondern eine allgemein akademische
Qualifikation erfordert (Senatsurteil vom 23. Mai 1979 - 4 AZR 
576/77 - aaO).

b) Dies ist hier nicht erkennbar. Der Kläger ist überwiegend 
mit Hauptuntersuchungen im Rahmen der freiwilligen Kraftfahrzeug­
überwachung in den dafür anerkannten Kraftfahrzeugwerkstätten 
tätig. Es ist nicht ersichtlich, daß sich diese Tätigkeit vom 
Prüfungsumfang und den Prüfungsanforderungen von Hauptuntersu­
chungen auf Prüfstellen des TÜH in ihrer Qualität unterscheidet. 
Die zu prüfenden Gegenstände (Fahrzeuge und Anhänger) und die 
Prüfungsausstattung sowie Prüfungsgeräte müssen in beiden Fällen 
nach der o.g. Richtlinie vom 6. Oktober 1988 einander entspre­
chen .

Der Kläger hat jedenfalls nicht dargelegt, inwiefern er wie 
ein einschlägig ausgebildeter Fachhochschulingenieur der Fahr­
zeugtechnik oder Maschinentechnik Zusammenhänge zu überschauen 
und Ergebnisse zu entwickeln hat. Zu einem solchen Vortrag be­
stand um so mehr Veranlassung, nachdem das beklagte Land stets 
betont hatte, es handele sich insoweit um Tätigkeiten, die nach
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der Gesetzes- und Verordnungslage ein Kraftfahrzeugmeister bzw. 
ein staatlich anerkannter Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr mit 
Teilbefuanissen durchführen dürfe.

Nach § 1 Abs. 2 letzter Satz KfSachvG ist bereits der amt­
lich anerkannte Prüfer mit Teilbefugnissen berechtigt, Untersu­
chungen im Rahmen der amtlich vorgeschriebenen technischen Über­
wachung der Kraftfahrzeuge und ihrer Anhänger durchzuführen. Nach 
§ 2 Abs. 2 Ziff. 4 KfSachvG bedarf es für den Bewerber um die An­
erkennung als Prüfer mit Teilbefugnissen einer Ausbildung als 
Kraftfahrzeugmechaniker oder Kraftfahrzeugelektrikermeister.

Es ist daher nicht ersichtlich, daß Hauptuntersuchungen nach 
§ 29 StVZO - unabhängig davon, ob sie in eigenen Prüfanlagen oder 
staatlich anerkannten Werkstätten des Kraftfahrzeuggewerbes 
durchgeführt werden - eine darüber hinausgehende Qualifikation 
auf Fachhochschulniveau erfordern.

So heißt es auch in den Blättern zur Berufskunde (Kraft- 
fahrzeugmechaniker/-in, l-II A 402, 6. Aufl. 1989, S. 9), daß die 
Prüfung und Untersuchung von Fahrzeugen auf Basis amtlicher Vor­
gaben für den Kraftfahrzeugmechaniker eine zunehmende Bedeutung 
erhält.

Der ingenieurmäßige Zuschnitt der Tätigkeit des Klägers bei 
der Untersuchung nach § 29 StVZO im Rahmen der FKÜ ergibt sich 
auch nicht aus Ziff. 7.3.4 i.V.m. 7.6 der Anlage VIII zu § 29 
Abs. 1 und 2 StVZO in der Fassung vom 24. Mai 1989. Ziff. 7 re-
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gelt die Anerkennung von Überwachungsorganisationen - wie die 
TÜH - und bestimmt in Ziff. 7.3, daß die Organisation die ihr an­
gehörenden Kraftfahrzeugsachverständigen (7.2.1) mit der Durch­
führung der Untersuchungen betrauen darf, wenn diese unter ande­
rem als Vorbildung ein einschlägiges Studium (Maschinenbau, 
Kraftfahrzeugbau oder Elektrotechnik) an einer anerkannten Hoch­
schule oder öffentlich oder staatlich anerkannten Fachhochschule 
erfolgreich abgeschlossen haben. Nach Ziff. 7.6 gilt dies auch 
für bereits anerkannte Organisationen und für die Übertragung von 
Untersuchungen im Sinne von 4.2 auf amtlich anerkannte Sachver­
ständige und auf Prüfer einer Technischen Prüfstelle für den 
Kraftfahrzeugverkehr.

Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts kann aus 
dem Erfordernis einer bestimmten Qualifikation nach öffentlich- 
rechtlichen Vorschriften nicht automatisch gefolgert werden, daß 
auch eine entsprechende Tätigkeit ausgeübt wird, die die Fähig­
keit erfordert, wie ein einschlägig ausgebildeter Ingenieur auf 
dem entsprechenden akademischen Fachgebiet (Maschinenbau, Fahr­
zeugbau oder Elektrotechnik) Zusammenhänge zu überschauen und 
selbständig Ergebnisse zu entwickeln.

Die Tätigkeit des Klägers erfüllt diese Voraussetzungen 
nicht. Aus seinem Vorbringen ist jedenfalls nicht erkennbar, daß 
die von ihm auszuübende Tätigkeit der Hauptuntersuchung nach § 29 
StVZO im Rahmen der FKÜ eine vergleichbare Ausbildung oder ein 
Fachwissen wie bei einem geprüften Fachhochschulingenieur erfor­
dert. Die Tätigkeit des Klägers besteht darin, bei den Hauptun-
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tersuchungen Kraftfahrzeuge und Anhänger auf Mängel zu untersu­
chen, die der Vorschriftsmäßigkeit des Fahrzeugs entgegenstehen 
könnten (§ 29 Abs. 2, 2a StVZO). Als Prüfungsnachweis ist ein Un­
tersuchungsbericht zu erstellen, der dem Fahrzeughalter oder des­
sen Beauftragten auszuhändigen ist (§ 29 Abs. 7 StVZO). Je nach 
dem Ergebnis der Untersuchung ist eine Prüfplakette zu erteilen 
oder nicht. Die Durchführung der Hauptuntersuchung und die Beur­
teilung der dabei festgestellten Mängel an Fahrzeugen hat nach 
der Richtlinie für die Durchführung von Hauptuntersuchungen und 
die Beurteilung der dabei festgestellten Mängel an Fahrzeugen 
nach § 29 und Anlage VIII StVZO vom 12. September 1994 (VkBl 
1994, 673 ff.) zu erfolgen. Hiernach sind die bei der Hauptunter­
suchung festgestellten Mängel zu bewerten und in Mängelklassen 
einzuordnen (OM - ohne erkennbare Mängel; GM - geringe Mängel;
EM - erhebliche Mängel und VU - verkehrsunsicher). Nach der 
Richtlinie sind die am häufigsten auftretenden Beanstandungen der 
jeweiligen Fahrzeuggruppen aufgeführt und in Mängelklassen einge­
stuft worden, um dem Prüfer die Zuordnung der festgestellten Män­
gel in die einzelnen Mängelklassen zu erleichtern, eine einheit­
liche Verfahrensweise und damit auch eine Gleichbehandlung der 
Fahrzeughalter zu erreichen. Die Zuordnung zur entsprechenden 
Mängelklasse liegt danach im pflichtgemäßen Ermessen der prüfen­
den Person. Die Einteilung und Numerierung der Mängel entspricht 
dem Muster des amtlichen Prüfbuches (VkBl 1994, 674).

Schon aus dem aufgestellten Katalog häufig auftretender Män­
gel bezogen auf die jeweilige Fahrzeuggruppe und dem Untersu­
chungsbericht mit den beurteilten Mängeln ist ersichtlich, daß
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die Tätigkeit des Klägers nur routinehaften Charakter hat, die 
nicht die Befähigung erfordert, wie ein einschlägig ausgebildeter 
Fachhochschulingenieur Zusammenhänge zu überschauen und Ergebnis­
se zu entwickeln.

Die Prüfung und Beurteilung von Mängeln an den unterschied­
lichen Baugruppen des Fahrzeugs erfolgt - bei variabler Prüfungs­
reihenfolge - schematisch nach einer vorgegebenen Checkliste mit 
"Ankreuztechnik" auf dem späteren Untersuchungsbericht. Ein inge- 
nieurhaftes Tätigwerden durch den Kläger, das sich mit der Erfor­
schung der Ursachen der festgestellten Mängel, der künftigen Ver­
meidbarkeit etwa durch konstruktive Änderungen oder der sachge­
rechten Beseitigung befaßt, ist nicht ersichtlich.

Der Kläger hat jedenfalls nicht dargelegt, warum für die 
Ausübung der ihm übertragenen Tätigkeit im Rahmen der FKÜ ohne 
entsprechende Ausnahmegenehmigung ein Fachhochschulstudium erfor­
derlich, d.h. notwendig sein soll oder ist. Der Kläger hat ledig­
lich auf die Verordnungslage verwiesen. Das ist nicht ausrei­
chend. Es ist nicht erkennbar, warum gerade in seinem Fall regel­
mäßig ein einschlägiges Fachhochschulingenieurstudium für die 
sachgerechte Erledigung der in seinem Arbeitsbereich anfallenden 
Tätigkeiten unerläßlich ist. Soweit das Landesarbeitsgericht auf 
das Erfordernis verweist, gegebenenfalls sofort Erweiterungsprü­
fungen nach § 19 StVZO vorzunehmen, ist dies unerheblich, da 
diese Tätigkeiten einen eigenen Arbeitsvorgang darstellen und un­
streitig nur 8 % der Gesamttätigkeit des Klägers ausmachen.
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II
j
I
j

c) Daß der Prüfer in den Kraftfahrzeugwerkstätten "allein auf 
sich gestellt" ist - was wohl heißen soll, daß er allein arbei­
tet - und sich auf die "unterschiedlichen technischen Gegebenhei­
ten in den Kraftfahrzeugwerkstätten einstellen muß", läßt keine 
Rückschlüsse auf die gründliche Beherrschung eines umfangreichen 
Wissensgebietes eines Ingenieurs zu. Auf die Prüfgeräte und Prüf­
ausstattung unterschiedlicher Hersteller, die gewisse Unterschie­
de in der Bedienung aufweisen, muß sich auch der Prüfer einstel­
len, der seinen Arbeitgeber wechselt. Es ist nicht einmal er­
sichtlich, ob die auf den Prüfanlagen der Beklagten stationierten 
Prüfgeräte nicht sogar von demselben Hersteller stammen und sich 
in ihrer Bedienung nicht unterscheiden. Es ist auch nicht einseh­
bar, daß es einem Prüfer im Zeitalter der Telekommunikation nicht 
möglich sein soll, sich in privaten Werkstätten fachlichen Rat 
bei höherqualifizierten Kollegen und Vorgesetzten einzuholen.

d) Das Landesarbeitsgericht bezieht sich zur Stützung seiner 
Überzeugung, daß die Untersuchungstätigkeit im Rahmen der FKÜ in­
genieurmäßigen Charakter habe, auch auf das eingeholte Sachver­
ständigengutachten .

Das Gutachten ist zu der "Behauptung" des Klägers eingeholt 
worden, ob "die von ihm unstreitig zu 51 % seiner Arbeitszeit 
auszuübende Tätigkeit im Bereich der freiwilligen Kraftfahrzeug­
überwachung einen ingenieurmäßigen Zuschnitt habe". Damit ist der 
Sache nach die tarifrechtliche Bewertung erbeten worden, ob nach 
Auffassung des Gutachters das Tätigkeitsmerkmal der "entsprechen-
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den Tätigkeit" gegeben ist. Die Rechtsanwendung ist aber alleini­
ge Angelegenheit der Gerichte. Sie darf deswegen nicht auf Sach­
verständige übertragen werden. Ihre Rechtsauffassung ist daher 
unbeachtlich (vgl. Senatsurteile vom 4. September 1996 - 4 AZR 
177/95 -, zur Veröffentlichung in der Fachpresse vorgesehen; vom 
14. Dezember 1977 - 4 AZR 467/76 - AP Nr. 4 zu §§ 22, 23 BAT 
1975). Die tarifrechtlichen Ausführungen des Sachverständigen 
haben daher unberücksichtigt zu bleiben. Dem Sachverständigen 
wurden ausweislich des Beweisbeschlusses nicht etwa Aufgaben nach 
§ 144 ZPO aufgetragen oder er als Beweismittel für streitige Par­
teibehauptungen nach §§ 402 ff. ZPO herangezogen, sondern es 
wurde ihm der Auftrag erteilt, seinerseits Ausführungen darüber 
zu machen und somit darüber zu entscheiden, ob der Kläger eine 
entsprechende Tätigkeit mit ingenieurmäßigem Zuschnitt ausübt.
Das Landesarbeitsgericht hat damit in mit Vorschriften der ZPO 
unvereinbarer Weise die Entscheidung von Rechtsfragen einem Sach­
verständigen übertragen und überlassen. Tatsachen, die der Kläger 
sich (hilfsweise) zu eigen gemacht haben könnte, weil sie sein 
Begehr zu stützen vermöchten, sind im Gutachten nicht enthalten.

Erfüllt der Kläger nicht die Voraussetzungen der VergGr. V a 
Fallgr. 1, VergGr. IV b Fallgr. 21 BAT, hat er keinen Anspruch 
auf entsprechende Vergütung.

III. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus §§ 97 Abs. 1, 91 ZPO.

Schaub Bott Friedrich
v. Dassel Schwitzer
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